	Antragsformular zur Identifizierung der mutmaßlichen Täter 
böswilliger Telefonanrufe





	1. GESETZLICHE BESTIMMUNGEN



Gemäß Artikel 43bis § 3 7° des Gesetzes vom 21.03.1991 zur Umstrukturierung bestimmter öffentlicher Wirtschaftsunternehmen hat der Ombudsdienst den folgenden Auftrag: 
“Prüfung der Anträge auf Mitteilung von Namen und Anschrift der Nutzer elektronischer Kommunikationsnetze, beziehungsweise –dienste, von denen die Antragsteller, die behaupten Opfer einer böswilligen Nutzung eines elektronischen Kommunikationsnetzes, beziehungsweise –Dienstes geworden zu sein, belästigt wurden, sofern diese Daten verfügbar sind.
Der Ombudsdienst gibt diesen Anträgen statt, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:
a)  der Sachverhalt scheint erwiesen zu sein;
b)  der Antrag bezieht sich auf konkrete Daten und Uhrzeiten.

	1. PERSONALIEN


Ich erkläre, dass ich der Inhaber des Telefonanschlusses bin, auf dem ich bösartige Anrufe/SMS empfangen habe. Ich beantrage hiermit, die Identität (und Adresse) der mutmaßlichen Täter der bösartigen Anrufe, deren Opfer ich bin, zu erhalten.

Name (in Großbuchstaben): 		
Vorname (in Großbuchstaben): 	
Firma (wahlweise): 		
Anschrift (in Großbuchstaben): 	
Ich empfange die belästigenden Anrufe/SMS-Nachrichten auf der Rufnummer (*)
	 und bin mit dieser Nummer 
bei dem Telefonanbieter 	 angeschlossen.



(*) eine einzige Rufnummer pro Antrag




	1. VERFAHREN



Der Ombudsdienst ersucht Ihren Telefonanbieter aufgrund der hierunter von Ihnen angegebenen Uhrzeiten, ihm die Liste des eingehenden Telefonverkehrs mitzuteilen. Auf diese Weise kann der Ombudsdienst eventuell feststellen, von welcher Nummer aus die von Ihnen als belästigend empfundenen böswilligen Anrufe / SMS-Kurznachrichten getätigt wurden. Anschließend ermittelt der Ombudsdienst wer der/die Inhaber(in) der Rufnummer ist, mittels derer die belästigenden Anrufe / SMS-Nachrichten getätigt wurden. Die Ergebnisse dieser Nachforschung werden Ihnen brieflich mitgeteilt werden.
Die Identität und Anschrift, die Ihnen vom Ombudsdienst angegeben wird, bezieht sich auf den/die Inhaber(in) der anrufenden Nummer. Es ist daher nicht gewiss, dass diese Person selbst der Täter dieser Anrufe ist. Der Anschluss kann ebenso gut von einem Dritten gebraucht worden sein.
Der Ombudsdienst beschränkt sich strikt auf die Prüfung der mitgeteilten telefonischen Angaben und kann nicht dafür verantwortlich gemacht werden, sollten die ihm übermittelten Informationen unvollständig oder fehlerhaft sein.
Dem Ombudsdienst ist es auf keinen Fall gestattet, sich mit dem Inhaber des Anschlusses in Verbindung zu setzen, von dem aus den belästigenden Anrufen / SMS-Nachrichten geführt worden sind. 

	1. SITUATIONEN, IN DENEN DIE IDENTITÄT DES Mutmaßlichen TÄTERS DER BELÄSTIGENDEN ANRUFE / SMS-NACHRICHTEN NICHT IN ERFAHRUNG GEBRACHT WERDEN KANN



In u.a. den folgenden Fällen kann der Ombudsdienst Ihrem Antrag auf Identifizierung des mutmaßlichen Täters der belästigenden Anrufe vermutlich nicht stattgeben:
· Wenn die Anrufe mit einer ausländischen Nummer erfolgen;
· Wenn es Ihnen nicht gelingt, die Anrufe zeitig entgegenzunehmen;
· Wenn die Anrufe vor mehr als 12 Monaten stattgefunden haben;

1. ANGABE DER GENAUEN UHRZEITEN DER BÖSWILLIGEN ANRUFE / SMS-NACHRICHTEN 

Die böswilligen Anrufe/SMS-Nachrichten an meine Nummer, für die ich die Identität des Anrufers in Erfahrung bringen möchte, erfolgten genau am/um:
	DATUM (TT/MM/JJ)	UHRZEIT (HH:MM)
				
				
				
				
				

				
				


	1. AUSFÜHRLICHE BESCHREIBUNG DES SACHVERHALTES


Warum meinen Sie, dass die Anrufe / Kurznachrichten als böswillig betrachtet werden können? 

	
	
	
	
	


	1. UNTERSCHRIFT


Ich erkläre, vom Inhalt dieses Antrags Kenntnis genommen zu haben, -meine Zustimmung zu geben- und dem Antrag wahrheitsgetreu ausgefüllt zu haben.

Datum: 	
Unterschrift des / des Inhabers(in) des Telefonanschlusses:




	
[image: Afbeeldingsresultaat voor alert]
	
ACHTUNG! NUR VOLLSTÄNDIG AUSGEFÜLLTE UND UNTERSCHRIEBENE ANTRÄGE WERDEN BEARBEITET WERDEN



Dieses Formular kann auf die folgenden Manieren dem Ombudsdienst für Telekommunikation zugeschickt werden: 
· per Post, Anschrift: Koning Albert II-laan 8 bus 3, 1000 Brüssel;  
· per E-Mail an klachten@ombudsmantelecom.be;
· per Fax, an die Nummer 02 219 86 59.
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